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cott Walker, der Gouverneur von
Wisconsin, der die Mitbestim-
mung abgeschafft, die Gewerk-

schaften verdrängt, das Tragen von
Schusswaffenerleichtert,dieUmwelt-
gesetze ausgehöhlt und die Familien-
planungszentren ausgehungert hat,
ist imAmtbestätigtworden. Sein Sieg
über den demokratischen Herausfor-
dererTomBarrettmachtihnzumneu-
enHeldenderRepublikanerInnen.

InWisconsin istabernochmehrge-
schehen. „Big Money“ hat hier gegen
soziale Bewegung gesiegt. Nie zuvor
ist so viel Geld in einenWahlkampf in
den Bundesstaat geflossen – aus der
Mineralölindustrie, der Kasinobran-
che, vonderRepublikanischenPartei.

Der Triumph Walkers öffnet den
Weg fürdie langvorbereiteteSchlacht
gegendieGewerkschaftsbewegung in
den USA. Die Organisationen der Be-
schäftigtenimöffentlichenDienstha-
ben eine ihrer letzten Hochburgen in
Wisconsin. Und in der Auseinander-

S
setzungmitWalkerwaren sie die füh-
rendeKraft.DieNiederlagekönntefür
sie weitreichende Folgen haben: Wal-
ker hat bewiesen, dass es in den USA
möglich ist, Wahlen mit Gewerk-
schafts-Bashing zu gewinnen. Als
Nächstes wird er versuchen, die Ge-
werkschaften in Wisconsin restlos zu
entmachten.UndRepublikanerInnen
querdurchdieUSAwerden ihmnach-
eifern.

Zu den VerliererInnen gehört aber
auch die Grassrootbewegung. Sie hat-
teimWinter2011eineaußergewöhnli-
che Energie entfaltet und Tausende
Menschen zu ihrenerstenpolitischen
Aktionenmotiviert.DochseitderRäu-
mung des Kapitols von Madison kon-
zentrierte sich die Bewegung auf rein
institutionelle Politik: Petitionen,
Wahlkampf und Wahlen. Die Abruf-
wahl von Walker sollte der krönende
HöhepunktdieserKampagnewerden.
Stattdessengeriet sie zumEigentor.
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Geld schlägtGewerkschaften

nderEurokrisemachtKanzlerinAn-
gela Merkel viele Fehler, aber dies-
mal hat sie recht. Es wäre verhäng-

nisvoll, wenn den spanischen Pleite-
bankendirekt vomeuropäischenRet-
tungsfonds geholfenwürde. Stattdes-
senmussweiter gelten:Nur Eurostaa-
ten könnenHilfskredite bekommen –
umdiesedann,beiBedarf, anihrema-
rodenBankenweiterzuleiten.

Dieser Unterschied mag zunächst
spitzfindig wirken. Aber es geht ums
Ganze.Manstellesicheinmalvor, jede
Bank könnte sich separat beim euro-
päischen Rettungsfondsmit Eigenka-
pital eindecken. Dann würden alle
maroden Institute auf ewig überle-
ben.Darankannniemandein Interes-
sehaben.DerFinanzsektor inSpanien
ist völlig überdimensioniert und
muss schrumpfen. Diese Neuord-
nung ist jedoch eine politische Ent-
scheidung, die daher auchvonder zu-
ständigen politischen Ebene getrof-
fenwerdenmuss – und das ist immer
noch der spanische Staat. Ermuss die
Hilfskredite aufnehmen und sie an
dienotleidendenBankenverteilen.

I
Aber natürlich ist es kein Zufall,

dass sichdie spanischeRegierungmit
allenMittelnwehrt,nochweitereKre-
dite aufzunehmen. Das Land steckt in
einer tiefenRezession,undschondes-
wegen steigen die Staatsschulden ra-
sant.WennjetztauchnochdieMilliar-
denfürdieBankenrettunghinzukom-
men, dann wird offenbar: Spanien ist
pleite. Also wird mit kosmetischen
Tricksversucht, denFinanzbedarfder
maroden Banken vom Staat fernzu-
halten.

Dahinter steckt die absurde Idee,
dass es volkswirtschaftlich einen Un-
terschied machen würde, ob der Pri-
vatsektor verschuldet ist – oder der
Staat. Tatsächlich jedoch gilt: Die Ge-
samtverschuldung aller Sektoren
zählt. Denn Schulden –wer immer sie
gemacht hat – werden alle aus dem
gleichen Topf bedient: aus der Wirt-
schaftsleistungeines Landes.

Esistalsoeigentlichsehrübersicht-
lich: Spanien muss unter den Ret-
tungsschirm–unddannseineBanken
sanieren.
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Der Staatmuss sichverschulden

Es dürfen keine Gelder direkt an die spanischen
Banken fließen. Da hat Angela Merkel recht

er Tod von fünf aserbaidschani-
schenunddrei armenischenSol-
datenanderGrenzezwischenAr-

menien und Aserbaidschan wirft ein
Schlaglicht auf diewachsendeKriegs-
gefahr imSüdkaukasus.

Auch wenn Schusswechsel zwi-
schenTruppenbeiderStaatentrotzei-
nes 18-jährigenWaffenstillstands fast
schon zum Alltag gehören, haben die
jüngsten Vorfälle eine neue Qualität:
DieSoldatenstarbennichtanderWaf-
fenstillstandszone zwischen Aser-
baidschan und der von keinem Staat
der Welt anerkannten „Republik Na-
gornij Karabach“. Sondern an der
GrenzezwischenArmenienundAser-
baidschan.Hier schossenzweiVölker-
rechtssubjekte aufeinander.

EinKriegzwischenbeidenLändern
könnte weit schwerwiegendere Fol-
genhabenalseinKriegzwischenAser-
baidschan und der in Nagornij Kara-
bach lebenden armenischen Minder-
heit. Russland, das sich als Garant des
armenischen Staats versteht, würde

D
unweigerlichmithineingezogenwer-
den. Gleichzeitig wächst auf beiden
Seiten der Nationalismus. In der ar-
menischenHauptstadt Eriwanwollen
am Donnerstag wütende Bürger die
Regierung zum Abbruch sämtlicher
Kontakte mit Aserbaidschan auffor-
dern. Kein gutes Omen für das von
Russland initiierte armenisch-aser-
baidschanische Journalistentreffen,
dasdieserTage inMoskaustattfindet.

Wie lässt sich ein Krieg noch ver-
hindern? Der Waffenstillstand muss
lückenlos durch die OSZE überwacht
werden. Ein derartiger Kontrollme-
chanismus könnte die Neigung zum
Angriff eindämmen,hätte ein solcher
doch internationale Verurteilung zur
Folge.GleichzeitigmüssenderKriegs-
bereitschaft und nationalistischen
Hysterie auf beiden Seiten direkte zi-
vilgesellschaftliche und diplomati-
sche Kontakte entgegengestellt wer-
den. Nur so lässt sich die wachsende
Kriegsgefahr imKaukasusbannen.
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Kriegsgefahr imKaukasus

ie Spannungen in der Europä-
ischen Währungsunion ge-
fährden zunehmend das in
der Nachkriegsgeschichte auf

dem Kontinent Erreichte. Doch eine
unterDruckvorangetriebenevertiefte
Integration der politischen Gemein-
schaft, wie sie aktuell diskutiert wird,
ist keine Lösung und hat zudem kaum
Aussicht auf dauerhaften Bestand. Ge-
fragt ist vielmehrGelassenheit: Verän-
derungen des Währungsregimes sind
historisch betrachtet Alltag. Zudem
gilt es die nationale Eigenverantwort-
lichkeit zu stärken: Europäische Inte-
grationmuss wieder gewollt werden.

Nachdem die Europäische Wäh-
rungsunion ursprünglich mit dem
(politischen) Versprechen startete, ei-
nen unwiderruflichen Währungsver-
bund zu formen, mehren sich aktuell
die Anzeichen, dass mit Griechenland
ein (erstes) Land baldwieder ausschei-
den könnte. An die Stelle einer für die
Ewigkeit angelegten Bindung würde
damit – bereits im zweiten Jahrzehnt
nach der Gründung –wieder ein deut-
lich schwächeres Währungsregime in
Europa treten,mit zwar gemeinsamer
Währung, aber wegen der de facto ak-
zeptierten Ausstiegsoption mit spür-
bar verringerter Glaubwürdigkeit.

Jede zweite Union zerbrach

AuchwennnurwenigeeinsolchesSze-
nario (so schnell) erwartet haben,
scheint diese Entwicklung doch aus
historischer Sicht alles in allemwenig
überraschend. Tatsächlich lehrt die
Geschichte: Währungsverbünde ha-
ben selten dauerhaft Bestand. Empiri-
scheStudienzeigenzumBeispiel, dass
in Lateinamerika die durchschnittli-
che Haltbarkeitsdauer einer Wechsel-
kursfixierung nur etwa zehn Monate
beträgt; nur sechs größere Volkswirt-
schaften (mit offenem Kapitalmarkt)
operierten Mitte der 1990er Jahre mit
einer Wechselkursanbindung, die seit
mehr als fünf Jahren existierte.

Auch festere Währungsverbünde,
wieWährungsunionen, wurden in der
Vergangenheit häufig wieder aufge-
kündigt. So finden sich für den Zeit-
raumvon1948bis 1997etwa 130Episo-
den, in denen die Verwendung einer
gemeinsamen Währung wieder been-
det wurde, so dass in dieser Zeit etwas
mehr als die Hälfte der bestehenden
Währungsunionen auseinanderge-
brochen ist.

Ein zentrales Motiv, warum Länder
eineWährungsunionaufgegebenoder
verlassen haben, war dabei der
Wunschnachnationaler Selbstbestim-
mung und Souveränität. Vor allem
ehemalige Kolonien strebten nach
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dem Erlangen ihrer politischen Unab-
hängigkeit auch nachwirtschaftlicher
Eigenständigkeit und versuchten, die
Abhängigkeit von der früheren Kolo-
nialmachtzu lösen;dazugehörtedann
oftmals auch die Einführung einer na-
tionalenWährung. Interessanterweise
findet sich dabei allerdings kein ein-
deutiges zeitliches Muster: Während
in einigen politisch abhängigen Ge-
bieten bereits frühzeitig eigenständi-
ge Währungen existierten, haben an-
dere Länder erst Jahrzehntenach ihrer
Unabhängigkeit eine nationale Wäh-
rung eingeführt.

Verzweifelte Rettungsversuche

Gleichzeitig finden sich auch kaum
ökonomische Indikatoren, die – in sta-
tistisch signifikanter Weise – das be-
vorstehende Auseinanderbrechen sig-
nalisieren. Empirisch deutet allenfalls
einAuseinanderdriftender Inflations-
raten verlässlich darauf hin, dass eine
Währungsunion wohl tendenziell we-
niger tragfähig wird. Diese Ergebnisse
scheinen in überzeugender Weise den
Befund zu bestätigen, dass bei einer
Währungsunion der Ein- und Austritt
eines Landes vor allem eine politische
Entscheidung ist, ebensowie übrigens
auch bei anderenWährungsfragen.

Dass der Politik auch für die Zu-
kunft der Europäischen Union eine
entscheidende Bedeutung zukommt,
zeigt sichanzwei Entwicklungen. Zum
einen ist die Politik derzeit (noch)
nicht bereit, das Projekt einer Wäh-
rungsunion aufzugeben, sondern be-
müht sichhänderingendumLösungs-
möglichkeiten. Die fast verzweifelten
Versuche, den Fortbestand der Wäh-

rungsunion sicherzustellen, beinhal-
ten zum Teil äußerst kurzfristige,
rechtlich fragwürdige und vor allem
teure Maßnahmen, denen zuneh-
mend auch manche wirtschaftspoliti-
schenTabus (wieEingriffe indieUnab-
hängigkeit der Zentralbank) zum Op-
fer zu fallen drohen. Zum anderen
werden Regierungen, denen es nicht
gelingt, die Kosten der gemeinsamen
Währung für ihr Land tragbar zu ge-
stalten, von der Bevölkerung abge-
wählt, während gleichzeitig europa-
kritische, nationalistische Strömun-
gen stark an Zulauf gewinnen.

Was spricht vor diesem Hinter-
grund – vor allem der Erfahrung, dass
Austritte auseinerWährungsunionof-
fenkundig gestaltbar sind – für ein
Festhalten am Euro? Abgesehen vom
häufig skizzierten Schreckgespenst
unkalkulierbarer Kosten, dem prinzi-
piell nur schwer zu entgegnen ist,
scheint insbesondere der in der Folge
vermutlich einsetzende Disintegra-
tionsprozess in Europa bedrohlich.

Rückschritt in der Geschichte

Zwar gab es auch zuvor bereits Krisen-
phasen der europäischen Integration,
in denen das Zusammenwachsen der
europäischen Länder stagnierte und
nationale Politiken zwischenzeitlich
an Bedeutung gewannen („Euro-Skle-
rose“). Das Auseinanderbrechen der
Währungsunion und die Wiederein-
führung nationaler Währungen wäre
nun jedoch der erste gravierende
RückschrittbeideneuropäischenInte-
grationsbemühungen, die bislang die
gesamte Nachkriegsperiode geprägt
haben. Eine Umsetzung weiterer ge-
meinsamer europäischer Projekte
undMaßnahmenwäre für Jahre,mög-
licherweise sogar Jahrzehnte, ausge-
schlossen.

Auf der anderen Seite sollte ein sol-
ches Szenario allerdings nicht dazu
dienen, die Integration – ohne jede
Rücksicht auf nationale Befindlichkei-
ten – künstlichweiter voranzutreiben.
So wird gelegentlich gefordert, die
Währungsunion durch eine politische
Union zu ergänzen, die zum Beispiel
aucheinegemeinsameHaushaltspoli-
tik und die Vergemeinschaftung der
Schulden beinhalten würde. Aber
auch hier hat die Geschichte Lehren
parat: EinepolitischeUnion liefert kei-
nerleiGarantiengegeneinen späteren
Zerfall. Die Erfahrungen in Osteuropa
zeigen, ebenso wie die aktuellen Dis-
kussionenüber einemögliche Teilung
Belgiens, dass nicht nurWährungsver-
bünde, sondern auch politische Ein-
heiten schnell wieder zerbrechen
können. VOLKER NITSCH

Griechenlands Vorläufer
KRISE Ein Euro-Ausstieg der Hellenen würde Europa erschüttern. Aber die
Geschichte lehrt: Währungsverbünde hatten nur selten dauerhaft Bestand

Eine jetzt in der Krise un-
terDruckvorangetriebene
vertiefte Integration der
politischen Union in Euro-
pa ist auch keine Lösung
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